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Vorwort 

Die Vollendung der Europäischen Währungsunion hebt den lntegrations-
prozeß in Europa auf eine neue Stufe. Die Frage der gesamtwirtschaftlichen 
Stabilität, die unter staats- und europarechtlicher wie unter ökonomischer Be-
trachtung im Mittelpunkt dieser Schrift steht, ist entscheidend filr die Zukunft 
nicht nur der Währungsunion, sondern der gesamten Europäischen Union -
auch im Hinblick auf die künftige Integration weiterer Staaten Europas. 

Die Arbeit wurde von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät der Friedrich-Alexander-Universität im Mai 200 I als Dissertation anerkannt. 
Der Literaturstand konnte bis Winter 2000 berücksichtigt werden. 

Professor Dr. Karl Albrecht Schachtschneider inspirierte mich mit seinen ge-
legentlich unkonventionellen und sehr konsequent, mit wenig Zurückhaltung 
geäußerten Positionen zur interdisziplinären wissenschaftlichen Arbeit. Herzli-
chen Dank fUr die Begleitung der Promotion und die Lehre mutiger kritischer 
Sichtweisel Professor Dr. Wolfgang Harbrecht danke ich ftlr die Erstellung des 
Zweitgutachtens vor allem unter ökonomischen Blickwinkeln. Der Aufnahme 
in die hiesige Schriftenreihe beim Verlag Duncker & Humblot haben Professor 
Dr. Wolfgang Blomeyer und Professor Dr. Norbert Sirnon zugestimmt. 

Daneben haben verschiedene Menschen ihren wichtigen Beitrag zum Gelin-
gen der Arbeit geleistet: Nicht vergessen möchte ich hier das Lehrstuhlteam; 
insbesondere Frau Else Hirschmann war immer wieder verläßliche Ansprech-
partnerin in jederlei Hinsicht. Größte "Mitschuld" trägt aber sicherlich mein 
direktes Umfeld: Enge Freunde, die - teils in gleicher Situation befindlich - die 
ständige Präsenz des Themas über Jahre hinweg akzeptierten und zum Teil 
auch die Mühe des Korrekturlesens auf sich nahmen. Meine Freundin und jet-
zige Ehefrau Tanja, die mit mir vor allem die permanente Belastung eines sol-
chen Projekts teilte. Meine Eltern, die mich in der Entscheidung fUr die Promo-
tion unterstützten, immer mit viel freundschaftlichem Verständnis zur Seite 
standen und gelegentlich auf die richtigen Prioritäten hinwiesen. Lieben Dank! 

Nürnberg, im Mai 2002 Hans-Martin Hänsch 
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Erster Teil 

Einführung und Überblick 

Erstes Kapitel 

Europäische Währungsunion und Stabilität- Hinrührung 

I. Der Status Quo der Währungsunion 

Seit dem 1. Januar 1999 befmdet sich die Bundesrepublik Deutschland ge-
meinsam mit zehn anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union in der 
dritten Stufe der Europäischen Währungsunion. 1 Vermeintlich "neben" die 
nationalen Währungen, in Deutschland die D-Mark, trat die neue europäische 
Gemeinschaftswährung, der Euro. Zu ihm, und damit auch untereinander, ste-
hen die nationalen Währungen in festen Wechselkursverhältnissen, die vom 
Ministerrat bereits im Mai 1998 vorzeitig festgelegt wurden.2 Ab dem Jahr 
2002 wird der Euro die nationalen Währungen der Teilnehmerländer schließ-

Entscheidung des Rates vom 3. Mai 1998 gemäß Art. 109j Abs. 4 des Vertrags, 
ABI. EG 1998 L 139/30; Teilnehmerländer sind Belgien, Deutschland, Finnland, Frank-
reich, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien; die in 
Maastricht vereinbarte Opting-Out-Kiausel nutzend enthalten sich zunächst das Verei-
nigte Königreich und Dänemark (vgl. 11. und 12. Protokoll zum Maastricht-Vertrag); 
wegen mangelnder Erfiillung der notwendigen Voraussetzungen nehmen Griechenland 
und auch Schweden (dazu unten Fn. 652, 695) anilinglich nicht teil. Für Griechenland 
erstatteten die Kommission sowie die Europäische Zentralbank Anfang Mai 2000 ihren 
Konvergenzbericht und gaben eine Empfehlung zur Aufnahme Griechenlands zum 
1. 1. 2001; der Rat hat den Beitritt zwischenzeitlich beschlossen (vgl. Entscheidung des 
Rates vom 19. Juni 2000 gemäß Artike1122 Absatz 2 des Vertrages über die Einfilhrung 
der Einheitswährung durch Griechenland am 1. Januar 2001 ); in Dänemark fiel am 
28. 9. 2000 ein Referendum über die Teilnahme an der Währungsunion negativ aus. 

Gemeinsames Kommunique der Minister und der Zentralbankpräsidenten der Mit-
gliedstaaten, die den Euro als einheitliche Währung einfUhren werden, der Kommission 
und des Europäischen Währungsinstituts vom 3. Mai 1998 zur Festlegung der unwider-
ruflichen Umrechnungskurse filr den Euro, ABI. EG 1998, C 160/1; 
Art. 123 Abs. 4 (1091 Abs. 4 a.F.) EGV sah filr diesen Vorgang als Zeitpunkt den "er-
sten Tag der dritten Stufe" vor. 
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lieh ersetzen; erst zu diesem Zeitpunkt wird Euro-Bargeld in Umlauf gebracht, 
nationale Noten und Münzen werden dann dem Markt entzogen.3 Bis dahin 
kommt der Euro als "Parallel-Währung" und "lediglich" im bargeldlosen Be-
reich zum Einsatz; er konnte sich dadurch im Bewußtsein der Unionsbürger 
noch nicht in den Vordergrund drängen. Von vielen wird er "nur" als Rech-
nungseinheit angesehen, obwohl er - ganz im Gegenteil - doch die nationalen 
D-Mark, Lira, Franc usw. als Währung im Grunde schon jetzt ersetzt und viel-
mehr das jeweilige nationale Geld bereits zur "bloßen Rechnungseinheit" und 
auf ihre Funktion als Geldzeichen reduziert hat; denn die Finanzmärkte handeln 
nunmehr mit dem Euro und in Euro, und nur der Euro erfiihrt noch eine geld-
politische Verantwortung. Die Geldpolitik in Europa ist mit Beginn der Wäh-
rungsunion ausschließlich auf den Euro bezogen. Verantwortet wird sie von der 
Europäischen Zentralbank als "Dachinstitut" des Europäischen Zentralbanksy-
stems, dem auch die nationalen Zentralbanken - scheinbar als Niederlassungen 
- angehören.4 Seit Eintritt in diese dritte Stufe üben die betroffenen Mitglied-
staaten also ihre staatliche Währungshoheit insofern gemeinschaftlich aus, als 
sie die Geldpolitik in die Hände des Europäischen Zentralbanksystems gelegt 
haben. In Europa entstand ein "einheitliches Währungsgebiet fiir mehrere staat-
liche Territorien"5• 

Über den "Erfolg" der gemeinsamen Währung lassen sich bislang lage-
gemäß nur fUr die Anfangsphase einige erste Aussagen treffen, die jedoch zu 
keiner abschließenden Beurteilung führen können. Einem extrem sinkenden 
Außenwert innerhalb der ersten fast zwei Jahre ihres Bestehens, insbesondere 
gegenüber dem OS-Dollar, steht eine positive Grundstimmung der Wirtschaft 
sowie spürbare konjunkturelle Besserung entgegen.6 Beide sind allerdings vor 
allem auch auf die durch die Schwäche des Euro begünstigte7 Exportwirtschaft 
zurückzuftlhren. Die im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit stehende 
Inflationsrate - als Indikator für die Vertragsdominante der Preisniveausta-

VO EG Nr. 974/98 des Rates vom 3. Mai 1998 Ober die Einfiihrung des Euro, 
ABI. EG 1998 L 139/l. 

4 Dabei bleiben die nationalen Zentralbanken in der Durchfiihrung der Geldpolitik 
aber weitgehend eigenständig; siehe dazu unten 5. Teil, 2. Kap., II., 3. 

N. Horn, Währungsunion als Instrument der Integration, in: U. lmmenga u.a. 
(Hrsg.): FS fiir E.-J. Mestmäcker, 1996, S. 381 ff. (S. 381 ). 

Vgl. zu den Wechselkursverläufen etwa Europäische Zentralbank, Statistikteil, 
Monatsbericht September 2000, S. 60*; zur Konjunkturlage vgl. Deutsche Bundesbank, 
Monatsbericht November 2000, S. 31 ff. 

Zur Frage der Förderbarkeit der inländischen Wirtschaft durch sinkende nominelle 
Außenwerte vgl. unten 5. Teil, 2. Kap., II., 2., c), bb); dort Fn. 710. 
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bilität8 - hat sich (angesichts der Gefahr einer importierten Geldentwertung 
jedenfalls bislang) auf einem vergleichsweise eher niedrigen Niveau bewegt.9 

Andererseits konnten sich unterschiedliche Konvergenzlagen der Teilnehmer-
länder und ihre vermuteten und befiirchteten Auswirkungen bei Bestehen einer 
gemeinsamen Währung in dieser kurzen Zeit noch nicht durchschlagend be-
merkbar machen. 10 Das Verhalten mancher Teilnehmerländer in der Haushalts-
politik wird - die Leitung der Europäischen Zentralbank stellt hier eine Aus-
nahme dar11 - trotz Stabilitätspaktes12 in der Gemeinschaft wohl tendenziell 
unkritisch beurteilt und nach außen kaschiert. 13 Die Akzeptanz der neuen Wäh-
rung unter den Bürgern - so zeigt es sich auch in der zurückhaltenden optiona-
len Nutzung im bargeldlosen Bereich zumindest in Deutschland - ist eher ge-
ring, was sich zum Teil durch unreflektierende Trägheit, zum Teil aber auch 
mit mangelndem Vertrauen und begründetem Unwillen, nicht zuletzt wiederum 
unterstützt vom signifikanten Außenwertverfall, begründen läßt. 14 Das dänische 
Volk, wirtschaftlich wohl situiert, lehnte am 28. September 2000 seine Teil-
nahme an der Währungsunion in einem Referendum ab. Aus dem prosperieren-
den Großbritannien werden keine ernsthaften Bekundungen zu einem alsbaldi-
gen Beitritt laut. Griechenlands Mitwirken ab 1. Januar 2001 ist dagegen trotz 
VerfehJens mindestens eines Konvergenzkriteriums15 vom Ministerrat be-
schlossene Sache. Weitere Schritte zur Osterweiterung der Europäischen Uni-
on, wenngleich nicht notwendig identisch mit einer Osterweiterung auch des 
Euro-Währungsgebietes, stehen vor der Tilr. 

Siehe dazu unten 5. Teil, 2. Kap., 1., 2., b), bb) und 5. Teil, 3. Kap., 1., 2. 

9 Vgl. zur Entwicklung der Preisindizes etwa Europäische Zentralbank, Statistikteil, 
Monatsbericht September 2000, S. 36*. 

10 Siehe dazu unten 5. Teil, 2. Kap., II., 2., c). 

11 Der Präsident der EZB, W Duisenberg, mahnte in der ersten Jahreshälfte 1999 die 
Haushaltspolitik in mehreren Mitgliedstaaten einige Male an. 

12 Siehe dazu unten 5. Teil, 2. Kap., 111., I. 

13 So erfolgte im Frühjahr 1999 trotz klarer Verfehlungen der vorgegebenen Haus-
haltsdefizitbeschränkung im Falle Italiens kein negativer Beschluß des Rates. 

14 Vgl. div. Untersuchungen im Sommer/Herbst 2000, z.B. Forsa-Insititut im Auftrag 
des Nachrichtensenders N24, Nürnberger Nachrichten vom 4./5. II. 2000, S. 7, "Viel 
Lob fiir die Währungshüter", wonach 56 % der Befragten fiir einen Ausstieg aus der 
Währungsunion plädieren würden. 

15 Siehe dazu unten 5. Teil, 2. Kap., II., 2. 


